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Vorwort zur zehnten Auflage 
Vorwort Vorwort   
 

Erneut haben die Verfasser für die überaus freundliche Aufnahme der Vorauflage 
dieses Werkes zu danken, das seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten einen festen Platz 
in der Ausbildungsliteratur für Studierende sowie für Rechtsreferendarinnen und 
Rechtsreferendare in Nordrhein-Westfalen einnimmt.  

In besonderer Weise galt es gerade für diese 10. Auflage, wichtige Neuerungen in 
das Lehrbuch zu übernehmen. Allen voran ist hier die Neuordnung des Polizei-
kostenrechts zu nennen. Als Reaktion auf Straßenblockaden für den Klimaschutz 
(„Klimakleber“) findet sich nunmehr erstmals eine verordnungsrechtliche Gebüh-
renregelung für polizeiliche Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs. Die neuen 
Gebührenregelungen gehen allerdings deutlich über diesen Einzelfall hinaus und 
betreffen nicht zuletzt die äußerst examensrelevante Thematik des Abschleppens 
von Fahrzeugen durch die Polizei. Die breite Diskussion um Blockadeaktionen 
der sog. Klimakleber hat ihren Niederschlag zudem in der Aktualisierung des 
Abschnitts zum neuen Versammlungsgesetz NRW gefunden, das seit der letzten 
JAG-Reform zum Pflichtfachstoff der ersten Prüfung zählt. Eine weiterhin dyna-
mische Entwicklung ist für die seit dem Jahre 2019 eröffnete Individualverfas-
sungsbeschwerde zum VerfGH NRW zu verzeichnen, die zunehmend auch in 
Ausbildung und Prüfung Relevanz gewinnt. Im Kommunalrecht hat es einzelne 
vor allem durch die COVID-19-Pandemie ausgelöste Gesetzesänderungen 
gegeben. Im Baurecht waren Änderungen von BauGB und BauNVO, die vor allem 
die Digitalisierung des Bauleitplanverfahrens sowie die Klima- und Energiewende 
im Blick haben, und im Landesrecht die am 1.1.2024 in Kraft getretene umfang-
reiche Novellierung der BauO NRW zu berücksichtigen. 

Erneut sei an dieser Stelle auf das als Ergänzung zu diesem Werk konzipierte 
Klausurenbuch Öffentliches Recht in Nordrhein-Westfalen verwiesen, das im Jahre 
2023 in seiner vierten, grundlegend überarbeiteten Auflage erschienen ist. Das um 
Vorträge zum Öffentlichen Recht erweiterte Klausurenbuch bereitet die zentralen 
Themen dieses Lehrbuchs auf und liefert damit einen weiteren wichtigen Baustein 
für eine erfolgreiche Examensvorbereitung.  

Der Dank der Verfasser für tatkräftige Unterstützung bei der Erstellung der Neu-
auflage gilt namentlich Herrn Richter Sascha Peters, Herrn wiss. Mit. Lars Peus, 
Herrn wiss. Mit. Lucas Walge, Frau stud. iur. Rebecca Hermans, Frau stud. iur. 
Emily Wirtz, Herrn stud. iur. Jan Bergmann, Herrn stud. iur. Johannes Mann und 
Herrn stud. iur. Moritz Schiffer (Universität Düsseldorf) sowie Frau stud. iur. 
Christina Huf, Frau stud. iur. Charlotte Kölling und Frau stud. iur. Luisa Köllner 
(Universität Bielefeld). 

Sollte die Freude am Öffentlichen Recht, die alle an der Entstehung und Aktua-
lisierung des Buches Beteiligten motiviert und mitgetragen hat, auf unsere Leser 
überspringen, wäre das der schönste Lohn unserer Arbeit. 
 
Düsseldorf/Bielefeld, im März 2024 Johannes Dietlein 
 Johannes Hellermann 
 



VI Vorwort 

   

 
 

Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 
 
 

Anders als das Strafrecht und das Zivilrecht ist das Öffentliche Recht in weitem 
Umfange landesrechtlich geprägt. Dies gilt namentlich für die verwaltungsrechtli-
chen Pflichtfächer Kommunalrecht, Polizei- und Ordnungsrecht sowie öffentliches 
Baurecht. Länderübergreifende Darstellungen können den landesstaatlichen Eigen-
heiten naturgemäß nur bedingt Rechnung tragen. Für die Studierenden ergeben 
sich hieraus zusätzliche Schwierigkeiten bei der Erschließung der einschlägigen 
Rechtsgebiete. Mit dem vorliegenden Lehrbuch soll die skizzierte Problematik  
in der Lehrbuchliteratur überwunden und den Studierenden an den nordrhein-
westfälischen Hochschulen eine auf ihre spezifischen Lernbedürfnisse zugeschnit-
tene Darstellung der zentralen Fach- und Prüfungsgebiete des öffentlichen Rechts 
an die Hand gegeben werden. 

Besonderer Wert wurde dabei auf eine verständliche und übersichtliche Aufbe-
reitung des Stoffes sowie auf eine reiche Fallanschauung gelegt. Weiterführende 
Hinweise am Ende eines jeden Abschnitts ermöglichen eine rasche Erschließung 
spezieller Problembereiche. Zahlreiche Kontrollfragen mit beigefügten Antworten 
geben Aufschluss über den konkreten Lernstand und verhelfen so zu einer geziel-
ten Behebung noch vorhandener Wissenslücken. 

Konzipiert wurde das Buch zur vorlesungsbegleitenden Mitarbeit sowie zur sys- 
tematischen Vorbereitung auf die erste juristische Staatsprüfung im Lande Nord- 
rhein-Westfalen. Zugleich ermöglicht es aber auch den Rechtsreferendarinnen und 
Rechtsreferendaren in Nordrhein-Westfalen eine schnelle Wiederholung der zent-
ralen Lerngebiete des Öffentlichen Rechts. 
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